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§175

Rüge der örtlichen Unzuständigkeit
Die örtliche Unzuständigkeit kann nur bis zur Verlesung des 

Beschlusses über die Eröffnung des Hauptverfahrens geltend 
gemacht werden. Ergibt sich, daß das Gericht örtlich nicht 
zuständig ist, gibt es vor Eröffnung des Verfahrens die Sache 
durch Beschluß an den Staatsanwalt- zurück oder spricht nach 
Eröffnung des Verfahrens durch Beschluß seine Unzuständig­
keit aus und verweist die Sache an das örtlich zuständige 
Gericht.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Gerichtliche Entscheidungen
und ihre Bekanntmachung

§176
Gerichtliche Entscheidungen

Entscheidungen des Gerichts sind Urteile oder Beschlüsse. 
Urteile ergehen nur auf Grund einer Hauptverhandlung.

§177
Anhörung der Beteiligten

Beschlüsse werden, wenn sie im Laufe einer Hauptverhand­
lung ergehen, nach Anhörung der Beteiligten, wenn sie außer­
halb der Hauptverhandlung ergehen, nach schriftlicher oder 
mündlicher Erklärung des Staatsanwalts erlassen. Dies gilt 
nicht für Kritikbeschlüsse nach den §§ 19 und 20.

Beratung und Abstimmung
§178

(1) Alle Entscheidungen des Kollegialgerichts werden im 
Kollektiv der zur Entscheidung berufenen Richter beraten. 
Uber jede Entscheidung wird abgestimmt.

(2) Das Beratungs- und Abstimmungsgeheimnis ist zu wah­
ren.

§179
(1) Bei Beratungen und Abstimmungen dürfen nur die 

zur Entscheidung berufenen Richter im Beratungszimmer 
zugegen sein.

(2) Zur schriftlichen Niederlegung der Entscheidung kann 
der Protokollführer hinzugezogen werden.

§180

(1) Der Vorsitzende leitet die Beratung und Abstimmung.
(2) Alle Fragen werden mit einfacher Stimmenmehrheit ent­

schieden. Kommt keine Mehrheit zustande, entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden.

(3) Jeder Richter hat das Recht, seine abweichende Mei­
nung schriftlich niederzulegen. Die schriftliche Erklärung ist 
verschlossen zu den Akten zu nehmen. Die Einsicht steht nur 
den an der Urteilsfällung beteiligten und den später mit der 
Sache befaßten'Richtern zu.

(4) Kein Richter darf die Abstimmung über eine Frage ver­
weigern, weil er bei der Abstimmung über eine vorherge­
hende Frage in der Minderheit geblieben ist

§181
Die Richter stimmen nach dem Lebensalter ab; der jüngere 

stimmt vor dem älteren. Die Schöffen stimmen vor den Be- 
rufsrichtem. Der Vorsitzende stimmt zuletzt.

§182
Begründung der Entscheidungen

(1) Durch ein Rechtsmittel anfechtbare Beschlüsse sowie Be­
schlüsse, durch die ein Antrag abgelehnt wird, sind mit Grün­
den zu versehen.

(2) Urteile sind stets zu begründen.

§183
Berichtigung von Entscheidungen

(1) Aul Antrag des Staatsanwalts, des Angeklagten und, so­
weit er ein rechtliches Interesse daran hat, des Geschädigten 
sowie von Amts wegen kann der Vorsitzende des Gerichts 
durch besonderen Beschluß jederzeit Schreibfehler und ähn­
liche offensichtliche Unrichtigkeiten in der Entscheidung be­
richtigen.

(2) Eine Abschrift des Beschlusses über die Berichtigung 
ist den gleichen Personen zuzustellen, die eine Abschrift der 
Entscheidung erhalten haben,

(3) Gegen diesen Beschluß ist die Beschwerde zulässig.

§184
/

Bekanntmachung der Entscheidungen

(1) Anwesenden werden die sie betreffenden Beschlüsse 
durch Verkündung bekanntgemacht. Abwesenden werden 
die sie betreffenden Beschlüsse zugestellt.

(2) Wird durch die Bekanntmachung der Entscheidung keine 
Frist in Lauf gesetzt, so genügt formlose Mitteilung.

(3) Urteile sind zu verkünden und zuzustellen.
(4) Auf das Verfahren bei Zustellungen finden die Vor­

schriften der Zivilprozeßordnung entsprechende Anwen­
dung.

(5) Das Gericht kann anordnen, daß das Urteil dem Ange­
klagten oder der Beschluß dem Beschuldigten oder dem An­
geklagten nicht züzustellen, sondern zur Kenntnis zu bringen 
ist, wenn die Voraussetzungen für den Ausschluß der Öffent­
lichkeit gemäß § 211 Absatz 3 vorliegen.

§185

öffentliche Zustellung
(1) Kann eine Zustellung an einen Beschuldigten oder einen 

Angeklagten nicht in der vorgeschriebenen Weise im Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik bewirkt werden und 
erscheint die Befolgung der für die Zustellung außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik bestehenden Vorschrif­
ten unausführbar oder voraussichtlich erfolglos, ist die Zustel­
lung erfolgt, wenn der Inhalt des zuzustellenden Schriftstük- 
kes durch eine Tageszeitung bekanntgemacht worden ist und 
seit dem Erscheinen dieser Zeitung zwei Wochen verflossen 
sind, oder wenn das zuzustellende Schriftstück zwei Wochen 
an der Gerichtstafel des Gerichts erster Instanz angeheftet 
gewesen ist.

(2) Von der Veröffentlichung in einer Zeitung ist abzusehen, 
wenn es sich um eine Ladung zur Hauptverhandlung handelt 
und die Voraussetzungen für den Ausschluß der Öffentlich­
keit gegeben sind.

§186

Zustellungen an den Staatsanwalt und den Verteidiger
Zustellungen an den Staatsanwalt oder an den Verteidiger 

erfolgen durch Übersendung einer Ausfertigung des zuzustel­
lenden Schriftstückes gegen Empfangsbescheinigung.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Eröffnung des Hauptverfahrens erster Instanz und 
Vorbereitung der Hauptverhandlung

§187
Umfang der Prüfungspflicht des Gerichts nach Eingang 

der Anklageschrift
(1) Mit Einreichung der Anklageschrift wird das Verfahren 

bei Gericht anhängig; die Anklage bestimmt in tatsächlicher 
Hinsicht den Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens.


